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Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


a) zu der von der Bundesregierung erlassenen Dreißigsten Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung 

— Drucksache 7/1574 — 

b) zu der von der Bundesregierung erlassenen Siebenundvierzigsten Verordnung zur Änderung 
der Einfuhrliste — Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz 

— Drucksache 7/1581 — 

c) zu der von der Bundesregierung erlassenen Neunundzwanzigsten Verordnung zur Änderung der 
Ausfuhrliste — Anlage AL zur Außenwirtschaftsverordnung 

— Drucksache 7/1580 — 

d) zu der von der Bundesregierung erlassenen Einunddreißigsten Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung 

— Drucksache 7/1640 — 


A. Probleme und Lösungen 


Zu a) bis c) 

Probiem 

Das am 19. Dezember 1973 in Kraft getretene Zustimmungs- 
gesetz zum Internationalen Kakao-Ubereinkommen von 1972 
verpflichtet die Bundesregierung, die rechtlichen Voraussetzun- 
gen für die Anv/endung der Wirtschafts- und Kontrollbestim- 
mungen des Internationalen Kakao-Rates zu schaffen. 

Außerdem haben sich bei den Rechtsgrundlagen für die Einfuhr 
und Ausfuhr einer Reihe von Erzeugnissen Änderungen er- 
geben. 

Lösung 

Die Außenwirtschaftsverordnung, die Einfuhrliste und die Aus- 
fuhrliste sollen deshalb auf den neuesten Stand gebracht wer- 
den, 
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Zu d) 

Problem 

Die veränderte währungspolitische Lage gestattet eine Erleich- 
terung der außenwirtschaftlichen Absicherung gegen Kapital- 
zuflüsse aus dem Ausland. 

Lösung 

Die zur Abwehr unerwünschter Kapitalzuflüsse aus dem Aus- 
land eingeführten Beschränkungen sollen deshalb zum Teil ab- 
gebaut werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

B. Vorschlag 

Der Bundestag verlangt die Aufhebung der Verordnungen 
nicht. 
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Bericht der Abgeordneten Frau Lüdemann 


Die Verordnungen, die bereits in Kraft getreten 
sind, wurden vom Präsidenten des Deutschen Bun- 
destages an den Ausschuß für Wirtschaft zur Bera- 
tung überwiesen. Es handelt sich um sogenannte 
Nachlauf-Verordnungen, bei denen der Deutsche 
Bundestag nach § 27 Abs. 2 des Außenwirtschafts- 
gesetzes die Aufhebung innerhalb einer Frist von 
vier Monaten nach Verkündung der Verordnungen 
verlangen kann. 

1. Der Ausschuß hat sich davon überzeugt, daß die 
Anpassung der außenwirtschaftlichen Bestim- 
mungen für die Anwendung der Wirtschafts- 
und Kontroilbestimmungen des Internationalen 
Kakao-Rates unerläßlich ist. 

Außerdem bringt die Änderung der Außenwirt- 
schaftsverordnung einige Erleichterungen des 
Außenwirtschaftsverkehrs. Für die Waren der 
gewerblichen Wirtschaft, die ihren Ursprung in 
einem Mitgliedstaat der EG haben, entfallen das 
Erfordernis der Einfuhrerklärung und die Ver- 
pflichtung zur Vorlage von Ursprungszeugnissen. 

Mit der Streichung des § 42 AWV entfallen die 
besonderen Beschränkungen, denen der Transit- 
handel mit Waren aus Staatshandelsländern noch 
unterlag. 

Eine Reihe von Regelungen erleichtert künftig 
die Abgabe der Einfuhrkontrollmeldung. Ver- 
trauenswürdigen Einführern kann nunmehr ge- 
stattet werden, die Einfuhrkontrollmeldung statt 
auf Vordrucken in Form von Datenlisten abzu- 
geben. 

Die Wertgrenze für die genehmigungsfreie Ein- 
fuhr von Kostproben, die zum Verzehr auf inter- 


nationalen Messen oder Ausstellungen bestimmt 
sind, beträgt nun 6 000 DM statt bisher 2 000 DM. 

Die Änderung der Einfuhrliste bringt neben den 
notwendigen Regelungen zu den Kakaopositio- 
nen, insbesondere die Überführung Finnlands von 
der Länderliste B in die Länderliste A, die Libe- 
ralisierung von Kaffee und einigen Kaffee-Er- 
zeugnissen nun auch gegenüber den Staatshan- 
delsländern, den Wegfall der Ursprungszeugnis- 
pflicht bei 60 Warenpositionen und die Anpas- 
sung der Einfuhrliste an das Warenverzeichnis 
für die Außenhandeisstatistik 1974, 

2. Die veränderte währungspolitische Lage gestat- 
tet den teilweisen Abbau der zur Abwehr uner- 
wünschter Kapitalzuflüsse aus dem Ausland ein- 
geführten Beschränkungen. 

Mit Wirkung vom 1. Februar 1974 ist die Geneh- 
migungspflicht aufgehoben worden 

— für die Aufnahme von Krediten im Ausland, 

— für den entgeltlichen Erwerb inländischer 
Wertpapiere mit Ausnahme von Inhaber- oder 
Orderschuldverschreibungen mit einer (Rest*) 
Laufzeit bis zu vier Jahren und 

— für die Ausstattung von Unternehmen, Zweig- 
niederlassungen und Betriebsstätten im Wirt- 
schaftsgebiet mit Vermögenswerten. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich 
das Hohe Haus, von dem dem Bundestag zustehen- 
den Aufhebungsverlangen keinen Gebrauch zu 
machen. 


Bonn, den 20. März 1974 


Der Ausschuß für Wirtschaft 


Dr. Narjes 

Vorsitzender 


Frau Lüdemann 

Berichterstatterin 



